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Anläßlich seines 25jährigen Jubiläums
veranstaltete das Deutsche Institut für Ur-
banistik am 17. und 18. September 1998
im Berliner Ernst-Reuter-Haus das zweitä-
gige Symposium „ZukunftsWerkStadt“.
Unter der Überschrift „Trends, Sorgen und
Visionen“ diskutierten rund 300 Führungs-
kräfte der Stadtverwaltungen, Wissen-
schaft, Wirtschaft und Politik aus rund 60
europäischen Städten Modelle für eine zu-
kunftsfähige Entwicklung der Städte.

„Stadtraum: zwischen Überforderung und
Auflösung“ sowie „Stadtgesellschaft: zwi-
schen Vernetzung und Polarisierung“ wa-
ren die Schlagzeilen, die am ersten Tag
thematisiert wurden. Am zweiten Tag be-
stimmte die Frage, welche Schritte vom
Leitbild zum konkreten Handeln führen,
die Diskussion. In vier Werkstätten wurden
die Themen „Nachhaltiges Wirtschaften“,
„Gesellschaftliche Integration“, „Lei-
stungsfähige Infrastruktur“ sowie „Politi-
sche Stabilität“ diskutiert und anschlie-
ßend in einem Abschlußplenum zusam-
mengeführt.

Nachdem der Leiter des Deutschen Insti-
tuts für Urbanistik, Prof. Dr. Heinrich Mä-
ding, die „ZukunftsWerkStadt“ eröffnet
hatte, sprach zunächst Dr. Hans Stim-
mann, Staatssekretär der Senatsverwal-
tung für Stadtentwicklung, Umweltschutz
und Technologie zu den Gästen. Er er-
gänzte sein Grußwort durch Reflexionen
über die Zukunft Berlins, die nicht mehr in
der Außenexpansion, sondern in der Bin-
nenentwicklung liege.So seien qualitativer
Stadtumbau und Transformation von der
Industrie- zur Dienstleistungsstadt die
Perspektiven Berlins, das im Unterschied
zu anderen Metropolen kaum Einwohner-
wachstum erwarten könne, dem sich da-
mit aber auch Chancen zur Nachhaltigkeit
eröffneten.

Das erste Kurzreferat unter der Überschrift
„Stadtraum: zwischen Überforderung und
Auflösung“ der von Prof. Dr. Heinrich Mä-
ding moderierten Diskussionsveranstal-
tung hielt Christiane Thalgott, Stadt-
baurätin der Landeshauptstadt München.
Sie betonte die Widersprüchlichkeit der
Ziele, unter denen Stadtentwicklung und
Stadtverwaltung heute stehen. So werde
einerseits auf kommunaler Ebene der

„schlanke Staat“ gefordert, andererseits
die Kommunalverwaltungen mit einer stei-
genden Zahl von Gesetzen und Vorschrif-
ten von Bundes-, Landes- und EU-Ebene
konfrontiert, die eine bürgernahe Verwal-
tung erschwerten. Darüber hinaus stün-
den im wirtschaftlichen Bereich rückläufi-
gen Einnahmen ständig wachsende An-
forderungen an die Kommunen gegenü-
ber.

Dr. Henning Friege, Umweltdezernent der
Stadt Düsseldorf, skizzierte in seinem Re-
ferat die Bedingungen für das weitgehend
anerkannte Ziel einer nachhaltigen Ent-
wicklung. Nur bei äußerster Zurückhaltung
im Flächenverbrauch sei dieses Ziel zu
verwirklichen. Der Wandel zur Dienstlei-
stungsgesellschaft würde zwar Ansatz-
punkte bieten, werde aber durch den
wachsenden Flächenbedarf sowohl der
privaten Haushalte als auch der Verkehrs-
infrastruktur in Frage gestellt.

Prof. Dr. Dietrich Henckel vom Deutschen
Institut für Urbanistik beendete die erste
Diskussionsrunde mit Ausblicken auf die
ökonomischen Perspektiven der Stadt,
die sich vor allem aus einer bereits in den
70er Jahren erwarteten Ökonomisierung
der Stadt ergeben. Die Städte würden
ihren verteilungspolitischen Spielraum
verlieren und sich an Wachstumszielen
orientieren, seien aber andererseits durch
die zunehmende Ungleichheit in der Be-
völkerung zu sozialpolitischen Maßnah-
men mit Umverteilungswirkung herausge-
fordert. Insgesamt würden die Kommunen
mit Restriktionen hinsichtlich ihrer Poli-
tikfähigkeit konfrontiert, während die An-
forderungen an Problemlösungen stiegen.

Die Referate zum Thema „Stadtgesell-
schaft: zwischen Vernetzung und Polari-
sierung“ eröffnete Prof. Dr. Jürgen Frie-
drichs von der Universität Köln mit zwar
vorsichtigen, insgesamt aber eher pessi-
mistischen Erwartungen. Bei unveränder-
ten Rahmenbedingungen sei mit zuneh-
menden Disparitäten bis hin zu Polarisie-
rungen in der Stadtgesellschaft zu rech-
nen. Damit würden sich die Integrations-
anforderungen an die Städte erhöhen, oh-
ne daß traditionelle Integrationsinstru-
mente entsprechend weiterentwickelt
werden könnten.

25 Jahre Difu            
ZukunftsWerkStadt
Anlaß für konkrete Utopien

Prof. Dr. Heinrich Mäding, Leiter des
Deutschen Instituts für Urbanistik,
eröffnete die ZukunftsWerkStadt.
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In einer tour d’horizon durch die Medien-
und Informationsgesellschaft beschrieb
Prof. Dr. Bernd Guggenberger von der
Freien Universität Berlin die Auflösung des
Raumes und dessen Ersatz durch Zeit,
Zeitkoordination und weltweite mediale
Vernetzung. Er skizzierte die Gefahr, daß
an die Stelle des nahräumlich integrierten,
traditionellen Stadtbürgers der räumlich
isolierte und sozial vereinzelte Mensch tre-
ten könne, dessen Beziehungsnetze sich
zwar über den gesamten Globus erstreck-
ten, dessen soziale Kompetenz sich je-
doch auf Medienkompetenz reduziere.

In einem weiteren Referat vertrat Dr. Hin-
rich Lehmann-Grube, Oberbürgermeister
a.D. der Stadt Leipzig, vehement die Auf-
fassung, die zentralen Probleme der Stadt
lägen nicht in den Gefahren aus externen
Trends, sondern in der Politik selbst. Es
fehle der Konsens, was Politik kann und
darf. Auch auf der kommunalen Ebene
hätten sich die Parteien mit ihrem Wahr-
heits- und Herrschaftsanspruch etabliert.
Parteienmacht führe aber zu einer schäd-
lichen Degeneration des bürgerlich-zivilen
Politiktyps, der früher Kommunalpolitik
ausmachte.

Als Schlußpunkt der Diskussionsveran-
staltung präsentierte der Zukunftsforscher
und Science-Fiction-Autor Dr. Karlheinz
Steinmüller „City light. Stadtvisionen“. An-
hand seines Referates demonstrierte er,
wie sehr einerseits technische Utopien po-
sitiv bewerteter Größe und totaler Mobi-
lität, andererseits soziale Utopien negativ
bewerteter Massenstädte, geprägt von
Bedrohung und Entfremdung, das Bild der
zukünftigen Stadt bestimmen würden.

Das sich unter dem Motto „Anregungen
für alle fünf Sinne“ anschließende Abend-
programm eröffnete allen Gästen die Mög-
lichkeit, in entspannter Atmosphäre ein-
mal wieder mit vielen Akteuren aus der
„kommunalen und wissenschaftlichen
Szene“ zusammenzutreffen und das Ber-
liner Ernst-Reuter-Haus einmal von einer
ganz anderen Seite kennenzulernen.

Am nächsten Morgen trafen sich die Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer in den vier
Werkstätten wieder. Das Difu hatte zu je-
dem Themenbereich ein Werkstattpapier
verfaßt, das den Arbeitsgruppen als Dis-
kussionsgrundlage diente. Impulsreferate
bildeten den Aufftakt für die unter dem
Motto „Vom Leitbild zum konkreten Han-
deln“ stehenden Diskussionen in den vier
Werkstätten:

■ Nachhaltiges Wirtschaften
Dr. Susanne Schimmack, Leiterin des Stabes „Umwelt und Wirtschaft”
des Umweltamtes der Stadt Nürnberg
Moderation: Dr. Rolf-Peter Löhr

■ Gesellschaftliche Integration
Klaus Wermker, Amtsleiter des Amtes für Entwicklungsplanung, Statistik,
Stadtforschung und Wahlen der Stadt Essen
Moderation: Hasso Brühl

■ Leistungsfähige Infrastruktur
Rainer König, Leiter Marktentwicklungspotential Deutsche Telekom AG,
Darmstadt
Moderation: Dr. Busso Grabow

■ Politische Stabilität
Jochen Dieckmann, Geschäftsführendes Präsidialmitglied des 
Deutschen Städtetages
Moderation: Dr. Paul von Kodolitsch

Dr. Hans Stimmann, Staatssekretär der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Umweltschutz
und Technologie, Berlin, ergänzte sein Grußwort durch Reflexionen über die Zukunft Berlins.

Die Akteure aus Politik und Wissenschaft regten anhand ihrer Kurzreferate zur Diskussion an.



In einem Abschlußplenum wurden die Be-
richte aus den einzelnen Werkstätten vor-
gestellt, und Prof. Dr. Heinrich Mäding faß-
te in seinem Resümee die wichtigsten Er-
gebnisse der zweitägigen Veranstaltung
zusammen. Er betonte die Gleichzeitigkeit
und Gleichwertigkeit ökologischer, ökono-
mischer und sozialer Probleme in den
Städten und befürchtete, daß in der kon-
kreten Stadtpolitik, der das Difu zuarbeite,
die erforderlichen integrativen und prä-
ventiven Handlungsstrategien besonders
schwer umzusetzen seien. Hier müßten
verwaltungspolitische Innovationen (intra-
regionale Kooperation, Zusammenarbeit
mit Unternehmen und Bürgern, Verwal-
tungsmodernisierung) unterstützend an-
setzen.

Petra Roth,Oberbürgermeisterin der Stadt
Frankfurt am Main und Präsidentin des
Deutschen Städtetages wandte sich in 
einem Schlußwort an die Gäste, in dem 
sie betonte, daß sich die Städte bei der 
Problemlösung gerne der Unterstützung
durch das Difu bedienten und an Proble-
men, also Unterstützungsbedarf, auch in
Zukunft kein Mangel sei. Sie unterstrich,
daß für viele Fragestellungen eine visionä-
re Vorstellungskraft erforderlich sei und oft
unkonventionelle Lösungen gefragt seien.
Mit dem Blick auf Bund und Länder er-
innerte sie u.a. daran, daß Subsidiarität
nicht nur in Brüssel eingefordert, sondern
auch zu Hause praktiziert werden müsse.

Blick in die Werkstätten:

„Nachhaltiges Wirtschaften“ 
Erfolgreichem Wirtschaften kommt, wel-
ches Gewicht ihm im einzelnen auch im-
mer beigemessen wird, für die Entwick-
lung einer Gesellschaft eine zentrale Funk-

tion zu. Indes besteht gleichzeitig weithin
Einigkeit, daß die Belastung der Umwelt 
– insbesondere durch unser bisheriges
Wirtschaften – ein Ausmaß erreicht hat,
das energisches Gegensteuern nötig
macht. Ein unauflösbarer Konflikt scheint
hier offenkundig zu werden. Dabei ist es
jedoch im Grundsatz unbestritten, daß ei-
ne übermäßige Ausbeutung der natürli-
chen Ressourcen nicht nur die Umwelt ge-
fährdet, sondern letztlich auch der Wirt-
schaft selbst die Basis entzieht.

Mit dem Leitziel der Nachhaltigkeit soll
versucht werden, dieses Spannungsver-
hältnis zu überwinden und den Anforde-
rungen gerecht zu werden, die an erfolg-
reiches Wirtschaften, schonenden Um-
gang mit der Natur und die Befriedigung
sozialer Bedürfnisse gleichermaßen ge-
stellt  werden. Ein Blick auf die kommuna-
le Ebene führt zwar einerseits zu der
ernüchternden Erkenntnis, daß die Be-
deutung nachhaltigen Wirtschaftens in
den Städten bislang nur von wenigen als
Thema wahrgenommen wird. Anderer-
seits gibt es aber auch eine Reihe innova-
tiver kommunaler Vorhaben und erfolgrei-
cher Vorzeigeprojekte, so daß verhaltener
Optimismus durchaus berechtigt er-
scheint.

Ein gutes Beispiel dafür, daß trotz be-
schränkter Möglichkeiten der Kommunen
innovatives Handeln verbunden mit nach-
haltigem Wirtschaften keine Worthülsen
sind, stellen die von Frau Schimmack in
ihrem Impulsreferat erläuterten mehrjähri-
gen Aktivitäten der Stadt Nürnberg dar.

Die bisherigen Nürnberger Erfahrungen
lassen sich wie folgt zusammenfassen:

Eine wichtige Voraussetzung für Erfolge
bei einer ökologisch orientierten städti-
schen Wirtschaftspolitik ist die Schaffung
von Kooperationsstrukturen. Bei der Zu-
sammenarbeit im Rathaus kommt es dar-
auf an, daß die zuständigen Fachdienst-
stellen (Umwelt-, Wirtschafts- und Baude-
zernat) eng zusammenarbeiten. Hierbei
hat man gute Erfahrungen mit der Bildung
dezernatsübergreifender Teams gemacht.
Bei der unerläßlichen Kooperation mit Ex-
ternen gilt es vor allem, die „richtigen Ver-
bündeten“ zu finden. Dies sind neben den
Kammern vor allem Firmen, die auf dem
Umweltmarkt aktiv sind.

Zentrale Handlungsbausteine stellen die
Entwicklung von innovativen Konzepten
und – damit verbunden – die Planung und
Umsetzung ökologisch orientierter Projek-
te dar.
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Petra Roth, Oberbürgermeisterin der
Stadt Frankfurt am Main und Präsidentin
des Deutschen Städtetages, sprach das
Schlußwort.

„City light. Stadtvisionen“ wurde präsentiert von dem Zukunftsforscher Dr. Karlheinz Steinmüller.



Der „strategische Unterbau“ wird bislang
aus vier Konzeptbereichen gebildet:

■ Branchenkonzepte (so beispielsweise 
zur Abfalltrennung auf Baustellen);

■ stoffbezogene Konzepte (zum Beispiel 
für Elektronikschrottrecycling);

■ umweltmedienbezogene Konzepte, 
z.B. zur Schaffung von „Energieti-
schen“ und CO2-Minderungsprogram-
men;

■ die Herausstellung von Kompetenzfel-
dern der ansässigen Wirtschaft (wie 
Verkehrs- und Medizintechnik sowie 
Energie- und Umwelttechnik).

Bereits realisierte Projekte sind ein 1995
eröffnetes Second-Hand-Kaufhaus, die
Belieferung und Entsorgung innerstädti-
scher Einrichtungen mit Elektrofahrzeu-
gen im Rahmen des Projekts ISOLDE und
eine Regionalagentur zur gezielten Ver-
marktung regionaler Produkte. Für das
kommende Jahr ist (verknüpft mit der Re-
gionalagentur) die Eröffnung eines Regio-
nalkaufhauses vorgesehen.

Begrenzt werden die kommunalen Mög-
lichkeiten eines nachhaltigen Wirtschaf-
tens aus Nürnberger Sicht vor allem durch
die Situation auf dem (regionalen) Arbeits-
markt, durch einschneidende Änderungen
der stadtpolitischen Rahmenbedingungen
(„Wachablösung“ im Rat nach Kommu-
nalwahlen) sowie durch Blockaden in der
Verwaltung. Die Grenzen „Runder Tische“
werden deutlich, wenn es darum geht, ei-
ne Vielzahl von Gewerbebetrieben errei-
chen zu müssen.

Die Zusammenarbeit zwischen den Zu-
ständigen im Rathaus und privaten Firmen
war eines von drei Themenfeldern, die in
der Werkstattdiskussion behandelt wur-
den. In diesem Zusammenhang wurde be-
sonders auf die ständig zunehmenden Be-
lastungen gerade kleiner und mittlerer Un-
ternehmen durch neue Vorschriften und
Verordnungen verwiesen. Kooperation –
auf dem Wege von Firmenberatung, als
einer nach wie vor wichtigen Form der Be-
standspflege – fällt hier eine zentrale Rol-
le zu, wobei Hilfen mit Blick auf die Ent-
wicklung neuer Verfahren und Herstellung
innovativer Produkte im Mittelpunkt der
Aktivitäten stehen müssen.

In einem weiteren Diskussionspunkt wur-
den die Chancen und Grenzen einer kom-
munalen Naturhaushaltswirtschaft ausge-
lotet, wobei ganz unterschiedliche Ein-
schätzungen erfolgten. Optimisten hielten
einen weitreichenden Verfahrensansatz,
nämlich die relativ umfassende Koppe-

lung zwischen städtischen Ausgaben und
jeweiliger Ressourceninanspruchnahme,
durchaus für möglich. Dem stand eine
eher zurückhaltende Einschätzung des
Machbaren gegenüber. So hielt Frau
Schimmack eine Bilanzierung von Um-
weltwirkungen städtischer Aktivitäten
nicht für möglich und sah nur Chancen für
bescheidene Ansätze. Als ein Beispiel
wurde Öko-Controlling im kommunalen
Haushaltswesen (etwa die Erfassung der
Stromkosten im Rathaus) angeführt.

Schließlich stand die grundsätzliche Frage
nach den „neuen Qualitäten“ nachhaltigen
Wirtschaftens zur Diskussion: Wo findet
man die „richtigen“ Indikatoren für Nach-
haltigkeit? Woher nehmen wir qualitative
Ziele, wie werden diese dann realisiert?
Die Suche nach Antworten gestaltet sich
nicht einfach; die vorliegenden Erfahrun-
gen sind derzeit noch begrenzt. So haben
Städte zwar Umweltqualitätsziele erarbei-
tet, aber eine Erfolgskontrolle – so die
Nürnberger Erfahrungen – ist bislang
schwierig, weil es noch an konkreten Indi-
katoren mangelt. Bezug nehmend auf die-
ses Problem wurde vorgeschlagen, sich
auf Umweltstandards zu einigen, wie bei-
spielsweise sinkende Abfallmengen und
konstanten Flächenverbrauch.

Insgesamt machte die Werkstatt deutlich,
daß Nachhaltigkeit nicht „Umwelt über al-
les“ bedeuten kann. Vielmehr müssen al-
le, auch der Umweltschutz, zu Kompro-
missen bereit sein und solche eingehen.
Ein zentrales „Markenzeichen“ für das
Handeln aller Beteiligten müssen innova-
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Rund 300 Gäste kamen am 17. und 18. September 1998 in die ZukunftsWerkStadt.



tive Vorgehensweisen sein. Dies betrifft
nicht nur die Aktivitäten in den Rathäu-
sern und Firmen, sondern gerade auch die
Zusammenarbeit von Städten und ihrer
Klientel, den Wirtschaftsunternehmen.

„Gesellschaftliche Integration“
Im Workshop „Integration und Desinte-
gration in der Stadt“ standen sich zwei
Perspektiven städtischer Zukunft gegenü-
ber, eine analytische mit pessimistischen
und eine planerische mit optimistischen
Erwartungen an Integrationspotentiale der
Stadt. Die pessimistische Perspektive ei-
ner durch Konflikte und Segregation ge-
prägten Entwicklung war im Werkstattpa-
pier formuliert worden, dem Klaus Werm-
ker, Essen, Gegenbeispiele aus der Esse-
ner Stadtentwicklung gegenüberstellte.

Obwohl für moderne Stadtgesellschaften
eine gewisse Desintegration notwendig
sei, wäre, so die These des Werkstattpa-
piers, auf politischer, ökonomischer und
kultureller Ebene Integration gefährdet.
Aus der Verlagerung von Entscheidungen
auf Staat und Markt resultiere eine Re-
duktion von Partizipationschancen; Glo-
balisierung und Dienstleistungswirtschaft
könnten zu Polarisierungen führen; im Ur-
banen würde Allgemeinheit von der Domi-
nanz privater Macht abgelöst, öffentlicher
Raum durch Private angeeignet.

Obwohl er dem Werkstattpapier im Prinzip
nicht widersprach, zeigte Klaus Wermker,
daß einzelne Planungen den generalisie-
renden Analysen entgegenlaufen. Im Es-
sener Stadtteil Katernberg werde im Rah-
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Die Gesichter aus der „kommunalen Szene“ zeigten, . . .

. . .  daß in der Veranstaltung trotz der ernsten Themen . . .
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men des Landesprogramms „Stadtteile
mit besonderem Erneuerungsbedarf“ eine
Entwicklungsplanung betrieben, die sich
nicht primär auf Bausubstanz und techni-
sche Infrastruktur konzentriere, sondern
als umfassende Stadt- und Sozialplanung
zu verstehen sei. In der „Katernberg-Kon-
ferenz“ kooperieren verschiedene Institu-
tionen (die Essener Universität, Kirchen,
Träger der öffentlichen und privaten Wohl-
fahrt und ortsansässige Unternehmen) in
Stadtteilprojekten und garantieren eine
deutliche politische Integration. Ein
Schwerpunkt aller Projekte liegt in der
Entwicklung von Arbeitsplätzen, um der
Arbeitslosigkeit, dem gravierendsten Aus-
löser für Armut, Benachteiligung und so-
ziale Polarisierung, zu begegnen. Damit
wird auch der ökonomischen Desintegra-
tion vorgebeugt. Einzelne Projekte befas-
sen sich mit Um- und Neugestaltungen
von Schulhöfen, die in den öffentlichen

Raum geöffnet werden, so daß auch einer
Monofunktionalität und privaten Aneig-
nung des öffentlichen Raumes vorgebeugt
wird. Die Einzelprojekte beziehen sich al-
so auf die problematischen Ebenen städ-
tischer Integration und relativieren pessi-
mistische Perspektiven.

Die Diskussion konzentrierte sich zum ei-
nen auf Segregation, zum anderen auf die
Beziehung von Wissenschaft und Praxis.
Zur Segregation, deren gravierende Aus-
weitung und Vertiefung im Werkstattpa-
pier behauptet wurde, wurde einerseits
die Position vertreten, daß es sie in der
Geschichte der Stadt immer gegeben ha-
be, daß also städtische Siedlungsformen
niemals wirklich kleinteilig durchmischt
gewesen seien. Dem wurde entgegenge-
halten, daß eine Beurteilung von Segrega-

tion nicht ahistorisch, sondern nur in Re-
lation zu kulturellen oder Verfassungsnor-
men zu treffen sei. Gehören materielle und
Chancengleichheit zum Standard und
würden sie durch Segregation nachhaltig
beeinträchtigt, könne diese nicht hinge-
nommen werden. Durch die Reduktion der
Mittel im öffentlichen Wohnungsbau sei
den Kommunen allerdings ein Instrument
zur Begrenzung von Segregation genom-
men.

Zum Verhältnis von Wissenschaft und Pra-
xis wurde der häufig spürbare Pessimis-
mus der Wissenschaft kritisiert. Dem wur-
de entgegnet, daß Wissenschaft und Pra-
xis unterschiedlichen Handlungsregeln
folgen. Wissenschaft ziele auf Analyse von
Wirkungszusammenhängen. Planung be-
arbeite Phänomene und Symptome. Aus-
sagen der Wissenschaft seien Prognosen,
von denen auch die Wissenschaft hoffe,

daß sie – durch kleinteilige Praxis – gera-
de nicht eintreten.

„Leistungsfähige Infrastruktur“
Nach den grundlegenden Themen des
Vortages waren Gespräche über Hand-
lungsoptionen angekündigt, die eine
Übersetzung der oft abstrakten Leitbilder
in konkretes Handeln ermöglichen sollten.
In der Werkstatt „Leistungsfähige Infra-
struktur“ wurde das Hauptaugenmerk auf
die Bereiche Telekommunikation und Ver-
kehr gelegt. In seinem Impulsreferat faßte
Rainer König, Deutsche Telekom AG, noch
einmal die mit dem Begriff Informa-
tionsgesellschaft verbundenen Visionen
und Leitbilder zusammen, betonte die Dy-
namik der Märkte im Informations- und
Verkehrssektor und zeigte auch die Wi-
dersprüche dieser Entwicklungen auf. Ge-

. . .  auch Platz für Humor blieb.



staltungspotentiale wurden vor allem in
der Weiterentwicklung von bisher über-
wiegend technologisch definierten Projek-
ten zu nutzungsorientierten Konzepten
gesehen. 

Eingeleitet und ergänzt wurde dieses Im-
pulsreferat durch die Vorstellung eines 
Difu-Arbeitspapiers, das im Kern auf den
Vergleich grundlegender Strukturen des
materiellen Verkehrs und der Telekommu-
nikation und das Aufzeigen von Analogien
und Widersprüchen konzentriert ist. 

Die Diskussion entzündete sich an folgen-
den Fragen: Ist angesichts der kommuna-
len Verkehrsprobleme und der Entwick-
lungsdynamikder Informations-und Kom-
munikationstechnologien und -märkte ei-
ne veränderte Sichtweise notwendig und
sind neue Aktivitäten der Kommunen in
diesen Handlungsfeldern erforderlich?
Können die Städte darauf verzichten, die
neuen Möglichkeiten der Telematik aktiv
mit eigenen Projekten zu entwickeln, um
dadurch neue Potentiale zur Substitution
von materiellem Verkehr zu erschließen?
Muß vor diesem Hintergrund der Ausbau
materieller Verkehrsinfrastruktur neu be-
gründet werden? Und, das war die zweite
kontrovers diskutierte Frage, muß der Er-
reichbarkeitsbegriff um die durch die Tele-
kommunikation bezeichnete immaterielle
Komponente erweitert werden? Muß die
„immaterielle“ Komponente gleichbe-
rechtigt neben die klassische materielle
Erreichbarkeit gestellt werden?

Die engagierte Diskussion dieser Fragen
ergab zunächst eine deutliche Betonung
der Ungleichheiten von materieller und im-
materieller Erreichbarkeit. Ein herausra-
gendes Kennzeichen der Telekommunika-
tion sei die weitgehende Homogenität der
transportierten Informationen. Die zur Zeit

beobachtete dynamische Entwicklung ba-
siere zu einem erheblichen Anteil auf der
Integration von Sprach- und Datenüber-
mittlung. Eine entsprechende Homogeni-
sierung sei bei der materiellen Erreichbar-
keit, daß heißt im traditionellen Verkehr,
nicht vorstellbar. Aber auch die den infor-
mationstechnischen Anforderungen ge-
nügende Homogenisierung komplexen
und detailreichen Wissens scheitere häu-
fig. Ein Grund dafür, daß Face-to-Face-
Kontakte und persönliche Kommunikation
ihre Bedeutung nicht verlieren würden.

Es wurde außerdem darauf verwiesen,
daß die zu erwartenden Substitutionen
von materiellem Verkehr überwiegend von
Entwicklungen der Telekommunikation
abhingen, die kommunal wenig steuerbar
seien und für die in den Kommunen auch
nur unzureichendes Know-how vorhan-
den sei. Die Substitutionspotentiale seien
außerdem sowohl räumlich als auch sozial
und funktional sehr unterschiedlich ver-
teilt und daher kommunaler Rahmenset-
zung nur schwer zugänglich. 

Wenn auch die Wirkungszusammenhänge
zwischen materieller und immaterieller Er-
reichbarkeit in vielerlei Hinsicht unklar sei-
en, so müsse aber doch von weiter an-
steigenden Anforderungen an die materi-
elle Erreichbarkeit gerade der attraktiven
Städte ausgegangen werden. Dies setze
in der Regel ein optimiertes, flächenspa-
rendes Verkehrssystem voraus, in dem die
Bahn, der Öffentliche Personennahver-
kehr (ÖPNV) und das Fahrrad eine größe-
re Bedeutung als heute haben müßten. 

Der Vorschlag einer eher gleichwertigen
Betrachtung von Telekommunikation und
Verkehr wurde am Beispiel des baurecht-
lichen Erschließungsbegriffs diskutiert.
Aus dieser Sicht sah die Mehrheit der
Werkstatt-Teilnehmerinnen und -Teilneh-
mer Erschließungdefizite weniger bei der
Telekommunikation als beim ÖPNV. Es
wurde darauf hingewiesen, daß es dem
Anlaß „25 Jahre Difu“ und dem Leitmotto
der Werkstätten (vom Leitbild zum kon-
kreten Handeln) entsprechen würde, auch
konkrete Vorschläge, wie z.B. „ÖPNV-Er-
schließung als Voraussetzung der Bauge-
nehmigung“, öffentlich hervorzuheben. 

Damit war die Diskussion des einge-
schränkten Themas „Telekommunikation
und Verkehr“ wieder bei dem ursprüngli-
chen umfassenden Werkstatt-Titel „Lei-
stungsfähige Infrastruktur“ angelangt. 

Politische Stabilität

Politische Stabilität zu bewahren, dient
nicht der Verstetigung von Mehrheitsver-
hältnissen, sondern der Funktionsfähig-
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Nach den Kurzreferaten beteiligten sich die Gäste rege an der Diskussion.



keit der kommunalen Demokratie oder,
wie Jochen Dieckmann, Geschäftsführen-
des Präsidialmitglied des Deutschen
Städtetages, in seinem Impulsreferat be-
tonte, der Stabilität des Systems Stadt
insgesamt. Gefährdet erscheint diese Sta-
bilität, darin bestand weitgehend Überein-
stimmung, vor allem durch drei Entwick-
lungen:

■ Der fortschreitende Zerfall der Gesell-
schaft in Einzelinteressen (Individuali-
sierung) und die mit ihm einhergehen-
de Pluralisierung von Wertvorstellun-
gen und Lebensstilen erschweren es
den Kommunen zunehmend, allge-
mein akzeptierte Problemlösungen zu
entwickeln und durchzusetzen. Dies
liegt nicht zuletzt daran, daß sich die
unterschiedlichen gesellschaftlichen
Interessenlagen in Rat wie Verwaltung
widerspiegeln und dort die Konsens-
findung behindern oder die Neigung zu
populistischer Anpassung stärken. Ob
die Individualisierung, wie vielfach an-
genommen wird, notwendigerweise in
eine von „Anspruchsmentalität“ und
„Werteverfall“ gekennzeichnete „Ego-
Gesellschaft“ münden muß, wurde in
der Werkstatt und im Plenum jedoch
bezweifelt. Belegt wurden solche
Zweifel mit Hinweisen darauf, daß die
Bereitschaft der Bürgerinnen und Bür-
ger, sich freiwillig ehrenamtlich zu en-
gagieren, nach wie vor hoch sei und,
nach manchen Auffassungen, sogar
noch zunehmen werde (sich hierbei al-
lerdings weniger auf traditionelle als
auf unkonventionelle Organisationsfor-
men erstrecke).

■ Bürgererwartungen zu erfüllen, fällt
den Kommunen zudem auch deswe-
gen immer schwerer, weil ihre Gestal-
tungs- und Entscheidungsspielräume
stetig abnehmen: auf Grund staatli-
cher Vorgaben und des wachsenden
Zwangs zu Kooperation und Abstim-
mung (etwa im regionalen Kontext).
Gleichzeitig wachsen die Komplexität
und Kompliziertheit der Probleme
ständig, mit welchen sich die Städte
konfrontiert sehen. Dieses Dilemma
wird besonders schmerzhaft daran
deutlich, daß ihre Verteilungsspielräu-
me bei zunehmenden Verteilungsauf-
gaben drastisch abgenommen haben.

■ Politik(er)verdrossenheit läßt die Wahl-
beteiligung sinken, fördert die Bereit-
schaft zur Protestwahl und schränkt
die Identifikation der Bürgerinnen und
Bürger mit dem lokalen politisch-ad-
ministrativen System ein. Sie resultie-
re aus Fehlentwicklungen auf staatli-
cher Ebene, sei aber auch, so die ve-
hemente Kritik des bisherigen Ober-

bügermeisters von Leipzig, Dr. Hinrich
Lehmann- Grube, zu wesentlichen Tei-
len „hausgemacht“. Handelten die
Parteien vor Ort doch, wie überall,
nach der Überzeugung, alle Gewalt
ginge von ihnen aus und weckten sie
mit solchen Allmachtsansprüchen Er-
wartungen,denensieschon langenicht
mehr gerecht zu werden vermögen.

Die Aktivitäten, um diesen Gefahren für ei-
eine politische Stabilität der Kommunen
wirksam begegnen zu können, konzen-
trieren sich derzeit fast auschließlich auf
die Modernisierung der Verwaltung. Durch
eine Effektivität und Wirtschaftlichkeit
kommunalen Handelns steigernde neue
Steuerung der Kommunalverwaltung sol-
len bislang ungenutzte Handlungsres-
sourcen erschlossen und für eine stärkere
Orientierung an den Bedürfnissen der Bür-
gerinnen und Bürger genutzt werden. Ob
sich solch hochgespannte Erwartungen
erfüllen werden, ist derzeit offen. Skepsis
erscheint angebracht, wenn man sich ver-
gegenwärtigt, daß Verwaltungsmoderni-
sierung die Kommunen weder von staatli-
chen Vorgaben, noch dem Zwang zu Ko-
operation und Abstimmung befreien kann;
daß sie, zumindest zu Anfang, mehr kostet
als spart; und daß die Mehrzahl der Re-
formstädte sich bisher weitgehend auf die
Binnenmodernisierung konzentrierte und
darüber die Verstärkung der Bürgerorien-
tierung ebenso vernachlässigte wie die
Verbesserung der politisch-strategischen
Steuerung durch den Rat. Stellt man dann
noch fest, daß auch die Binnenmoderni-
sierung vor erheblichen Problemen – etwa
bei Outputorientierung und Produktbil-
dung oder der Einführung eines wirksa-
men Controllings – steht, kann man, wie
der frühere Institutsleiter des Difu, Prof.
Dr. Sauberzweig, durchaus eine „Krise des
Neuen Steuerungsmodells“ konstatieren.
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Im Abschlußplenum wurde über die Ergebnisse der Werkstätten berichtet.
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Die „ZukunftsWerkStadt“
wird im nächsten Frühjahr in
der Reihe der Difu-Beiträge

dokumentiert. Wir werden 
in den Difu-Berichten darauf

hinweisen.

Weitere Informationen:
Difu-Pressestelle

Telefon: 030/39001-208/-209
Telefax: 030/39001-130

E-Mail: pressestelle@difu.de

Ansprechpartnerinnen und -partner für die Werkstätten:

„„NNaacchhhhaallttiiggeess  WWiirrttsscchhaafftteenn““

Dipl.-Geogr. Beate Hollbach-Grömig
Telefon: 0 30/39001-293
E-Mail: hollbach-groemig@difu.de

Dipl.-Sozialök. Jens Libbe
Telefon: 030/39001-115
E-Mail: libbe@difu.de

Dr. jur. Rolf-Peter Löhr
Telefon: 030/39001-220
E-Mail: loehr@difu.de

„„GGeesseellllsscchhaaffttlliicchhee  IInntteeggrraattiioonn““

Dipl.-Sozialw. Hasso Brühl
Telefon: 030/39001-243
E-Mail: bruehl@difu.de

Dr. rer pol. Albrecht Göschel
Telefon: 030/39001-235
E-Mail: goeschel@difu.de

Dipl.-Volksw. Ulla-Kristina 
Schuleri-Hartje
Telefon: 030/39001-234

„„LLeeiissttuunnggssffäähhiiggee  IInnffrraassttrruukkttuurr““

Dr. rer. pol. Busso Grabow
Telefon: 030/39001-248
E-Mail: grabow@difu.de

Dipl.-Ing. Michael Lehmbrock
Telefon: 030/39001-252
E-Mail: lehmbrock@difu.de

„„PPoolliittiisscchhee  SSttaabbiilliittäätt““

Dr. oec. Birgit Frischmuth
Telefon: 030/39001-242
E-Mail: frischmuth@difu.de

Dr. Paul von Kodolitsch
Telefon: 030/39001-272
E-Mail: fortbildung@difu.de

Als weitere Ansatzpunkte für das Bemü-
hen, die politische Stabilität der Kommu-
nen zu bewahren, wurden folgende Punk-
te erörtert:

■ Anders als in der von den Bürgerinitia-
tiven ausgelösten Partizipationsdebat-
te der 70er Jahre verspricht man sich
heute kaum mehr etwas von einem
weiteren Ausbau der Bürgerpartizipati-
on und der plebiszitären Elemente in
den Kommunalverfassungen. Die
Möglichkeiten dieser Strategie schei-
nen weitgehend erschöpft. Ist mittler-
weile doch in allen Bundesländern ein
ähnlich hohes Niveau erreicht, das sich
in Europa, wie Prof. Dr. Wollmann von
der Humboldt-Universität Berlin an-
merkte, allenfalls noch mit dem der
Schweiz vergleichen läßt.

■ Sehr viel mehr verspricht man sich da-
gegen davon, die Bereitschaft bürger-
schaftlichen Engagements aufzugrei-
fen, zu stärken und in gemeinnützige
Projekte zu vermitteln. Gelinge es, das
Mißtrauen gegenüber öffentlichen An-
geboten zu überwinden und die not-
wendige Infrastruktur – etwa in Form
von Freiwilligenagenturen – bereitzu-
stellen, könne auf diese Weise, so die
Hoffnung von Prof. Dr. Erika Spiegel,
so etwas wie ein „kooperativer Indi-
vidualismus“ entstehen, der den parti-
zipatorischen Ansatz kommunaler
Selbstverwaltung mit neuem Leben er-
füllt. Dies setzt freilich voraus, daß sich
das lokale poli-tisch-administrative
System aus seiner Selbstbezogenheit
löst und nach „unten“, zum Bürger hin,
weit durchlässiger wird als es derzeit
noch ist. Stadtteile und „Kieze“ dürften
für eine derartige Politik die geeigneten
räumlichen Bezugspunkte bilden.

■ Weitgehend konsensfähig war die For-
derung, daß Rat und Verwaltung sich
gegenüber den unterschiedlichen In-
teressenlagen in der Gesellschaft nicht

in opportunistischer Nachgiebigkeit
gegenüber jenen verlieren dürfen, die
öffentlichen Druck am wirksamsten zu
mobilisieren vermögen – oft mit Hilfe
der örtlichen Medien, die hier häufig
eine höchst wichtige Rolle spielen. Sie
müßten ihre Fähigkeit zu einem quali-
fizierten, das heißt begründeten,
„Nein“ vielmehr systematisch ent-
wickeln und konsequent anwenden.
Dem entspricht die mehrfach erhobe-
ne Mahnung, die repräsentative De-
mokratie dürfe nicht aufgegeben wer-
den und ihre Organe sich nicht auf die
Rolle von Moderatoren in den Ausein-
andersetzungen zwischen den gesell-
schaftlichen Kräften beschränken.
Diese Forderungen scheinen durchaus
geeignet, den vorherrschenden Trend
zur Stärkung der Position der Bürger
zu relativieren – die bei der Verwal-
tungsmodernisierung wie bei der Su-
che nach wirksameren Partizipations-
methoden immer stärker als „Auftrag-
geber“ der Kommunalverwaltung be-
griffen werden.

Eine derartige Rückbesinnung auf das re-
präsentative Prinzip darf nicht als Versuch
mißverstanden werden, die Ergebnisse
der Partizipationsdebatte der 70er Jahre
und des Wertewandels hin zu mehr indivi-
dueller Gestaltungs- und Entscheidungs-
freiheit vergessen zu machen. Deutet sich
hier doch viel eher an, daß das derzeitige
Überbetonen des partizipatorischen Ele-
ments kommunaler Demokratie dieser
möglicherweise ebenso abträglich ist wie
früher das Verabsolutieren des auf Reprä-
sentativität zielenden kommunalen Wil-
lensbildungs- und Entscheidungsprozes-
ses, durch den schließlich die Bürger-
initiativen auf den Plan gerufen wurden.
Die Wahrheit liegt, wie so oft, irgendwo auf
dem Kontinuum zwischen den Extremen
und verschiebt sich jeweils mit den aktu-
ellen Problemlagen nach der einen oder
anderen Richtung.
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Die „TAT-Orte 1998“ sind ermittelt. Fünf
Gemeinden und Initiativen aus den neuen
Bundesländern wurden beim diesjährigen
Wettbewerb „TAT-Orte. Gemeinden im
ökologischen Wettbewerb“ dafür prämiert,
daß sie durch Eigeninitiative, Phantasie
und Tatkraft beispielhafte Umweltideen in
die Tat umsetzen, die gleichzeitig auch ei-
ne positive ökonomische und soziale Be-
deutung haben.

Das Projekt „TAT-Orte. Gemeinden im öko-
logischen Wettbewerb“ ist auf kleine, vor
allem in ländlichen Gebieten gelegene Ge-
meinden in den neuen Bundesländern
ausgerichtet. An dem jährlich durchge-
führten Wettbewerb können sich Verwal-
tungen und Initiativen aus Gemeinden der
neuen Bundesländer (bis 10 000 Einwoh-
ner) beteiligen, die innovative Ideen mit
persönlichem Engagement verbinden und
so zur Verbesserung der Lebensqualität
ihrer Region beitragen. Einsendeschluß für
den letzten offenen Wettbewerb war der
25. September 1998. Im Jahr 2000 werden
alle Preisträger der vergangenen fünf Jah-
re nochmals ins Rennen geschickt, um
dann schließlich die herausragendsten
TAT-Orte des gesamten Wettbewerbs zu
küren.

Positive Praxisbeispiele machen Mut,
selbst Initiative zu ergreifen und Ideen zu
verwirklichen. Dazu bieten die „TAT-Orte“
der bisher durchgeführten Wettbewerbe
vielfältige Anregungen. Sie dokumentieren
in eindrucksvoller Weise, daß durch die
konsequente Berücksichtigung von Um-
weltbelangen bei Planung und Durch-
führung unterschiedlichster Vorhaben
auch ökonomische und soziale Vorteile er-
zielt werden können: zum Beispiel die um-
weltschonende Energieversorgung, die
neue Arbeitsplätze in der Region geschaf-
fen hat, oder die ökologisch orientierte Ab-
wasserreinigung, die für die ländliche Be-
völkerung kostengünstiger sein kann als
eine herkömmliche Form der Abwasse-
rentsorgung, die ökologisch orientierte
Landwirtschaft und die effiziente regiona-
le Vermarktung ihrer Produkte oder die
Realisierung umweltfreundlicher Demon-
strationsanlagen, die gleichzeitig der Um-
weltbildung und dem Betrieb von Gebäu-
den dienen.

TAT- rte. Gemeinden im
ökologischen Wettbewerb
Bekanntgabe der diesjährigen Preisträger

Heinz Mohr für die Gemeinde Retzow und den Verein zur
Förderung Angemessener Lebensverhältnisse (FAL e.V.)

Dr. Harry Stolte für das Internationale Zentrum für Innova-
tion, Qualifizierung und Gewerbeförderung e.V., Gemeinde
Hedersleben

Eberhard Baumann für das Ökozentrum Werratal/Thüringen
GmbH Vachdorf

Günter Vallentin für die Stadt Ostritz-St. Marienthal und das
Internationale Begegnungszentrum St. Marienthal

Dr. Wilhelm Schäkel für den Unternehmensverbund „Bioland
Ranch Zempow“ und die Gemeinde Zempow

Anläßlich der Preisverleihung
im Anhaltischen Theater

Dessau hielten Fritz Brick-
wedde, Generalsekretär der

Deutschen Bundesstiftung
Umwelt, und Prof. Dr. Heinrich
Mäding, Leiter des Deutschen

Instituts für Urbanistik, die
Eröffnungsreden.
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Durch das „TAT-Orte“-Projekt wird die Zu-
sammenarbeit und der Erfahrungsaus-
tausch zwischen den Kommunen unter-
stützt. Das Interesse an Ideen und Wegen
der jeweils anderen Bewerber, auch derer,
die heute nicht unter den Ausgezeichne-
ten sind, ist groß. Schließlich gehen von
allen Nachweisen gelungener Eigeninitia-
tive und erfolgreicher Praxis starke Im-
pulswirkungen aus. Das „TAT-Orte“-Pro-
jekt sorgt für die systematische Weiterga-
be von Erkenntnissen und Erfahrungen
zwischen den Gemeinden, zum einen
durch die Weitergabe der Buchdokumen-
tationen an Gemeinden und Initiativen,
zum anderen mit der Durchführung von
Veranstaltungen zum Erfahrungsaus-
tausch zwischen allen Teilnehmern. Seit
Juli 1998 werden im Rahmen von „TAT-Or-
te“ zusätzlich Fachtagungen zu ausge-
wählten Themen des Umweltschutzes
durchgeführt. Die erste Tagung hat am 
7. Juli 1998 im Internationalen Begeg-
nungszentrum St. Marienthal zum Thema
„Möglichkeiten einer ökologischen Dorf-
entwicklung“ stattgefunden. Die nächsten
Tagungen werden sich mit der „Lokalen
Agenda 21 für Gemeinden“ befassen. Auf-
grund der großen Nachfrage und der be-
sonderen Bedeutung dieses Themas wer-
den dazu zwei Veranstaltungen stattfin-
den, eine im Süden und eine im Norden
der neuen Bundesländer. Ein weiteres
neues Element sind Fachberatungen, die
auf Empfehlung der projektbegleitenden
Arbeitsgruppe einzelnen Bewerbern an-
geboten werden.

Preisverleihung in Dessau
Die Auszeichnungen wurden am 6. Sep-
tember 1998 im Rahmen einer Festveran-

staltung im Anhaltischen Theater in Des-
sau vom Generalsekretär der Deutschen
Bundesstiftung Umwelt, Fritz Brickwed-
de, und dem Leiter des Deutschen Insti-
tuts für Urbanistik, Professor Dr. Heinrich
Mäding, überreicht. „Ich bin der festen
Überzeugung, daß die heutige Auszeich-
nung an fünf beispielgebende Gemeinden
und Initiativen zu einem breiten Ideen-
transfer führen und nicht zuletzt helfen
wird, die Diskrepanz zwischen entwickel-
tem Umweltbewußtsein und konkretem
Umwelthandeln durch konstruktive, posi-
tive Beispiele zu überwinden“, erklärte
Fritz Brickwedde.

Neben der Urkunde erhielten die Preisträ-
ger eine reichbebilderte Buchdokumenta-
tion und einen Videofilm, die ausführlich
über die prämierten „TAT-Orte“ informie-
ren.  Sie werden den Preisträgern in höhe-
rer Auflage zur Verfügung gestellt. Die
Buchdokumentation wurde bereits stark
nachgefragt. Interessenten können diese
beim Deutschen Institut für Urbanistik an-
fordern.

Anläßlich der Preisverleihung wurden
nicht nur die Videofilme präsentiert, son-
dern auch eine Ausstellung im Anhalti-
schen Theater über die ausgezeichneten
TAT-Orte eröffnet. „Wir hoffen, daß wir mit
der heutigen Preisverleihung, den Buch-
dokumentationen, der Ausstellung und
dem Video Grundsteine für neue Ziele und
Erfolge legen können, bei den Preisträ-
gern ebenso wie bei all denjenigen, die wir
zur Nachahmung anregen wollen“, so Pro-
fessor Dr. Heinrich Mäding.

Die „TAT-Orte“-Preisträger 1998

Gemeinde Retzow und Verein zur För-
derung Angemessener Lebensverhält-
nisse (FAL e.V.)
Die Gemeinde Retzow mit ihren 381 Ein-
wohnern liegt im Süden Mecklenburg-Vor-
pommerns im Landkreis Parchim. Kenn-
zeichnend für Retzow und die landwirt-
schaftlich geprägte Region südlich des
Plauer Sees sind Strukturschwäche und
hohe Arbeitslosigkeit.

Die fünf Gemeinden Ganzlin, Gnevsdorf,
Retzow, Wahlstorf und Wendisch Priborn
sowie mehrere Unternehmen und Einzel-
personen engagieren sich im Verein zur
Förderung Angemessener Lebensverhält-
nisse (FAL e.V.) gemeinsam für ihre Dörfer,
die Menschen und die Region. „Für uns
kam und kommt es darauf an, regionale
Akzente gegen Arbeitslosigkeit, Resigna-
tion und sichtbaren Verfall dörflicher und
sozialer Strukturen zu setzen“, erklärt
Heinz Mohr, Vorsitzender des FAL e.V.

Die „Täter“
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Mit Hilfe des zweiten Arbeitsmarktes wer-
den unter der Regie des FAL e.V. in Pro-
jekten des Naturschutzes, der Land-
schaftspflege und des Tourismus, durch
Umweltbildung und durch die Schaffung
kultureller und dörflicher Zentren Voraus-
setzungen für eine zukunftsfähige Regio-
nalentwicklung geschaffen.

Aus ABM-Projekten wurden bereits meh-
rere eigenständige Unternehmen ausge-
gründet, die dauerhafte Arbeitsplätze ein-
richten konnten. Die Gemeinden betreiben
in Kooperation eine gezielte Ansiedlung
von Handwerk und Gewerbe. Sichtbare
Beispiele für das erfolgreiche Engagement
aller Beteiligten sind das Ülepüle in Ret-
zow, die alte Brennerei Ganzlin, das Guts-
haus Klein Dammerow und die Ziegelei
Benzin.

Internationales Zentrum für Innovation,
Qualifizierung und Gewerbeförderung
e.V., Hedersleben
Das Internationale Zentrum für Innovation,
Qualifizierung und Gewerbeförderung hat
seinen Sitz in dem ehemaligen Kloster 
St. Gertrudis in Hedersleben, einer kleinen
Gemeinde mit 1863 Einwohnern in Sach-
sen-Anhalt. Die Konzeption des Zentrums
umfaßt eine Vielzahl von ökologisch orien-
tierten Maßnahmen, bei denen ökonomi-
sche, soziale oder entwicklungspolitische
Aspekte Berücksichtigung finden.

„Wiederaufbau und Wiederbelebung der
riesigen Klosteranlage sind ein wichtiger
Nebeneffekt des Projekts, wichtiger je-
doch ist, daß die Menschen wieder begin-
nen, Ideen zu entwickeln, darüber zu dis-
kutieren und vor allem sie zu realisieren“,
so Dr. Harry Stolte, Vorstandsvorsitzender
des Vereins. Bei der Sanierung und dem
Ausbau des Klosters wurde auf die Ver-
wendung von umweltfreundlichen Mate-
rialien geachtet, eine umweltverträgliche
Abwasserentsorgung durch eine Pflan-
zenkläranlage realisiert sowie die Nutzung
regenerativer Energien vorgesehen. Öko-
logisch orientierter Landbau, regionale
Vermarktung landwirtschaftlicher Produk-
te und die Förderung des naturschonen-
den Fremdenverkehrs gehören zu den wei-
teren Zielen von Verein und Gemeinde.

Die Bildungsarbeit und die Qualifizie-
rungsmaßnahmen, die im Kloster durch-
geführt werden, umfassen auch Projekte
und Seminare, die vielfältige Maßnahmen
des Umweltschutzes integrieren. Vorbild-
lich ist dabei die Verbindung von realisier-
ten Umweltprojekten und -technologien,
die gleichzeitig dem Betrieb der Gebäude
und der Umweltbildung dienen.

Das Internationale Zentrum für Innovation, Qualifizierung und Gewerbeförderung e.V. im ehemaligen Kloster
St. Gertrudis

Das Ülepüle in Retzow beherbergt eine Textilwerkstatt mit Laden und ist zugleich dörfliche Begegnungsstätte.
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ÖW-Ökozentrum Werratal/Thüringen
GmbH Vachdorf
Die ÖW-Ökozentrum Werratal/Thüringen
GmbH Vachdorf im Landkreis Schmalkal-
den-Meiningen wurde Ende 1991 gegrün-
det. Sie ist eines der größten deutschen
Öko-Agrarunternehmen. Auf etwa 1800
Hektar Fläche im südlichen Vorland des
Thüringer Waldes werden Täler, Hänge
und Hochflächen nach den strengen Kri-
terien des Gäa-Anbauverbandes stand-
ortgerecht bewirtschaftet. „Es war Absicht
und Einsicht zugleich, dem fortschreiten-
den Verfall von sinnhaften Agrarstrukturen
zu begegnen und neue Leitbilder eines be-
hutsamen Umgangs mit der Natur durch
eine nachhaltige Landbewirtschaftung zu
schaffen“, betonte Eberhard Baumann,
Geschäftsführer der Ökozentrum GmbH.

Rund 50 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
erzeugen und verarbeiten im Ökozentrum
und in den Partnerunternehmen regionale
Produkte von hoher Qualität. Das neue
Betriebskonzept zeichnet sich durch die
Einheit von Bodennutzung, Agrarraumge-
staltung sowie dörflicher und regionaler
Entwicklung aus. Mit der Wiederherstel-
lung und Neuanlage von Feldhecken,
Baumreihen, Grassäumen und Streuobst-
wiesen wird der Agrarraum wieder Le-
bensraum für Pflanzen und Tiere.

Der neue Ökomarkt in Vachdorf verknüpft
ökologische Produktion, Verarbeitung und
Vermarktung mit Information und Touris-
mus. Das regelmäßig stattfindende Öko-
fest ist über Thüringen hinaus ein Besu-
chermagnet. Das Ökozentrum ist Triebfe-
der einer umweltverträglichen ländlichen
Entwicklung, für die sich Unternehmen,
die Gemeinden Vachdorf, Leutersdorf und
Belrieth sowie Vereine und Bürgerinnen
und Bürger gemeinsam einsetzen.

Stadt Ostritz-St. Marienthal und Inter-
nationales Begegnungszentrum St.
Marienthal 
Die Stadt Ostritz-St. Marienthal liegt zwi-
schen Görlitz und Zittau, direkt an der
Neiße, im Dreiländereck Deutschland, Po-
len, Tschechische Republik. Die Region
war vor der Wende durch Braunkohleab-
bau und Energiegewinnung aus Braun-
kohle geprägt und wurde früher als das
„Schwarze Dreieck“ bezeichnet.

Nach der Wende hat sich Ostritz gewis-
sermaßen zu einem „Experten“ im Bereich
der Energieversorgung entwickelt: Die
heutige „Energieökologische Modellstadt
Ostritz-St. Marienthal“ sieht eine autarke
Energieversorgung auf der Grundlage re-
generativer Energien vor. Die Stadt errich-
tete ein Biomasse-Heizkraftwerk, Solar-
und Photovoltaikanlagen, einen Windpark,
Wasserkraftwerke sowie eine Modell-Das Biomasse-Heizkraftwerk – wichtiger Baustein der Energieökologischen Modellstadt Ostritz-St. Marienthal 

Biokäse-Herstellung bei der ÖW-Ökozentrum Werratal/Thüringen GmbH, einem der größten Öko-Agrar-
unternehmen Deutschlands
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anlage zur Regenwassernutzung. Ostritz-
St. Marienthal hat darüber hinaus weitere
ökologische Projekte zu bieten wie bei-
spielsweise eine Pflanzenkläranlage, den
sanierten Marktplatz oder Energiespar-
maßnahmen in der Schule. „Das wichtig-
ste an den Projekten ist, daß damit den
Menschen in unserer Stadt eine neue
Hoffnung, eine neue Perspektive gegeben
wurde,“ so Günter Vallentin, Bürgermei-
ster der Stadt.

Ein wichtiger Bestandteil der Entwicklung
in Ostritz-St. Marienthal ist die Arbeit des
Internationalen Begegnungszentrums 
sSt. Marienthal. Dieses Zentrum, mit Sitz
im Kloster St. Marienthal, widmet sich ins-
besondere der länderübergreifenden Um-
weltbildung und der Information über Er-
gebnisse und Erfahrungen in Ostritz.

Unternehmensverbund „Bioland
Ranch Zempow“ und Gemeinde Zem-
pow
Die 135 Einwohner zählende Gemeinde
Zempow liegt im strukturschwachen Nor-
den Brandenburgs im Landkreis Ostprig-
nitz-Ruppin. Das landwirtschaftlich ge-
prägte Dorf und seine Einwohner waren
nach der politischen Wende besonders
vom Niedergang der LPG-Strukturen be-
troffen. Seitdem sich im Jahr 1992 junge
Landwirte ansiedelten und der Unterneh-
mensverbund „Bioland Ranch Zempow“
gegründet wurde, werden 850 Hektar er-
tragsschwacher Böden in Form extensiver
Weiderinderhaltung nach Bioland-Kriteri-
en bewirtschaftet. Heute genießt Qua-
litätsrindfleisch aus Zempow auch über
die Region hinaus einen guten Ruf.

Vielfältig sind auch Zempows touristische
Angebote: Ferienwohnungen in Ökohäu-
sern und auf alten Gehöften, Reitkurse,
Radfahren, Bootstouren, Wanderungen in
der Umgebung und vieles mehr.

Mit Veranstaltungen über ökologischen
Landbau, mit Umweltbildungsangeboten,
Öffentlichkeitsarbeit, dörflicher Kommuni-
kation und durch regionalen Erfahrungs-
austausch wird in Zempow der Aufbau ei-
nes Zentrums für umweltgerechte Land-
entwicklung vorbereitet, in dessen Rah-
men zukünftig verschiedene Modellvor-
haben verwirklicht werden sollen.

Unternehmen, Gemeinde, Vereine und
Bürger verfolgen in Zempow ein gemein-
sames Ziel: die zukunftsfähige Ortsent-
wicklung bei sinnvoller Nutzung örtlicher
und regionaler Potentiale. Dr. Wilhelm
Schäkel vom Unternehmensverbund hebt
dies besonders hervor: „Die Potentiale
Zempows sehen und entwickeln, das ist
zum Motto unseres Dorfes geworden.“

Die Bioland Ranch Zempow, Unternehmensverbund für Öko-Landwirtschaft und Tourismus, engagiert sich
gemeinsam mit der Gemeinde Zempow für eine ökologische Dorfentwicklung.

Hohen Anklang fand auch die Ausstellung, in der die fünf Preisträger präsentiert wurden.

Weitere Informationen:
Dipl.-Ing. Cornelia Rösler
Telefon: 030/39001-244
Telefax: 030/39001-241
E-Mail: roesler@difu.de
http://www.difu.de/tatorte
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Die derzeitigen landschafts- und bauleit-
planerischen Möglichkeiten zur Verbesse-
rung der Umweltbedingungen durch Maß-
nahmen, die sich auf die Grünflächen aus-
wirken, werden – sowohl aus fachlicher
als auch rechtlicher Sicht – in der kommu-
nalen Praxis bisher nicht voll ausge-
schöpft.

Durch die Novelle des Baugesetzbuchs
mit dem neuen § 1a gilt nun die natur-
schutzrechtliche Eingriffsregelung unmit-
telbar im Bauplanungsrecht. Damit sind
Erfahrungen mit solchen Festsetzungen
im Bebauungsplan von besonderer Rele-
vanz. In der kommunalen Praxis gibt es im
Rahmen der Bauleitplanung noch erhebli-
che Anwendungsunsicherheiten bei der
Eingriffsregelung.

Die neue Arbeitshilfe „Grün- und Frei-
flächen. Anforderungen im Planungs- und
Genehmigungsverfahren“ leistet einen
Beitrag zur Verdeutlichung und Stärkung
der „Grünbelange“ im Planungs- und Ge-
nehmigungsverfahren. Es wird gezeigt,
welche rechtlichen und praktischen Mög-
lichkeiten und Grenzen für die Entwick-
lung und Umsetzung von Anforderungen
bei Planungen und konkreten Bauvorha-
ben auf einem Baugrundstück bestehen.
Insbesondere wird untersucht, ob und wie
mit den Instrumenten des Städtebau- und
des Naturschutzrechts eine ökologisch
sinnvolle Gestaltung der für die Ausnut-
zung der zulässigen Bebaubarkeit nicht
benötigten Flächen des Baugrundstücks
erreicht werden kann.

Durch den Nachweis „grünrelevanter“ Re-
gelungsmöglichkeiten, insbesondere

■ zur Begrünung und Bepflanzung 
nicht überbauter Flächen oder bauli-
cher Anlagen,

■ zur Freihaltung von Grundstücksflä-
chen von Überbauung und Versiege-
lung sowie zur Versickerung von Nie-
derschlagswasser und

■ zur Sicherung und Schaffung von Bio-
topen

wird in der vorliegenden Veröffentlichung
eine argumentative Unterstützung für de-
ren Umsetzung gegeben.

Die Arbeitshilfe ist in einen Analyse- und
einen Dokumentationsteil gegliedert. Ein
Schwerpunkt des Analyseteils liegt in der
synoptischen Aufbereitung der länderspe-
zifischen Inhalte des Naturschutz- und
Baurechts, um einen schnellen und über-
sichtlichen Vergleich der jeweiligen Län-
derregelungen zu ermöglichen. In der
Analyse werden zum einen die Festset-
zungs- und Darstellungsmöglichkeiten in
Landschafts-, Grünordnungs-, Bauleit-
und sonstigen Plänen und Satzungen auf-
bereitet. Zum anderen werden die nach
den Bauordnungen und anderen für die
Baugenehmigung einschlägigen Regelun-
gen unmittelbar bestehenden Möglichkei-
ten analysiert.

Im ausführlichen Dokumentationsteil wer-
den Anwendungsfälle der kommunalen
Praxis aus der Bauleit-, der Landschafts-
planung sowie sonstigen Satzungen und
Verordnungen mit grünbezogenen Rege-
lungen nach Themengruppen beispielhaft
aufbereitet. Hierfür wurden zahlreiche Be-
bauungspläne, Grünordnungspläne und
kommunale Satzungen ausgewertet. Ins-
gesamt wurden mehr als 300 Festset-
zungsbeispiele in übersichtlicher und da-
her leicht nutzbarer Form zusammenge-
stellt. Die Angabe der jeweiligen Quellen
ermöglicht Lesern die weitere Vertiefung
von Plan- oder Satzungsinhalten.

Autoren der Arbeitshilfe sind die Land-
schaftsplanerin und ehemalige Difu-Mit-
arbeiterin Angela Brockmann sowie Prof.
Dr. Rudolf Schäfer von der Technischen
Universität Berlin.

Die Veröffentlichung entstand im Rahmen
des Projekts „lnformations- und Bera-
tungsangebot für den kommunalen Um-
weltschutz in den neuen Bundesländern“,
das vom Bundesministerium für Umwelt,
Naturschutz und Reaktorsicherheit (BMU)
über das Umweltbundesamt (UBA) finan-
ziert und von den drei kommunalen Spit-
zenverbänden mitgetragen wurde.

Grün- und Freiflächen
Anforderungen im Planungs- und
Genehmigungsverfahren

Weitere Informationen:
Dipl.-Ing. agr. Thomas Preuß

Telefon: 030/39001-265
E-Mail: preuss@difu.de

Bestellung:
siehe Bestellschein

Neue Arbeitshilfe in der
Reihe „Umweltberatung in

Kommunen“
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Durch den gegenwärtigen massiven ge-
sellschaftlichen und ökonomischen Wan-
del sind Stadterneuerung und Stadtteil-
entwicklung vor neue Herausforderungen
gestellt. Immer deutlicher zeichnet sich
die Notwendigkeit ab, Programmatik und
Verfahren der Städtebauförderung zu
überdenken und sie den komplexer ge-
wordenen Aufgaben und Problemlagen in
vielen Quartieren anzupassen. Die ressort-
übergreifende Kombination von Förde-
rungsprogrammen, die stärkere Berück-
sichtigung nicht-investiver Ansätze und
die Erprobung neuer Verwaltungs- und
Managementstrukturen sollen dazu die-
nen, die vorhandenen Ressourcen für ei-
ne umfassende und integrierte Stadtent-
wicklung zu bündeln und den Mittelein-
satz zielgenauer, effizienter und gleichzei-
tig auch flexibler zu gestalten. 

Die Ministerkonferenz der ARGEBAU hat
sich deshalb im November 1996 für die
Bund-Länder-Gemeinschaftsinitiative
„Soziale Stadt“ als Aktionsprogramm ge-
gen die wachsende sozialräumliche Pola-
risierung in den Städten ausgesprochen
und sich in diesem Zusammenhang an
den Bund und die Länder mit dem Vor-
schlag gewandt, den für diese Stadtteile
erforderlichen komplexen Erneuerungs-
prozeß anhand von Beispielquartieren im
Rahmen des Experimentellen Wohnungs-
und Städtebaus (ExWoSt) zu fördern, 
zu untersuchen und zu evaluieren. Als
„Stadtteile mit Entwicklungspriorität“ sol-
len sie einen neuen Aufgabenschwerpunkt
der Städtebauförderung bilden. Zur Vor-
bereitung dieses neuen Handlungsfelds
im Programm des ExWoSt erarbeitete das
Difu im Auftrag des Bundesministeriums
für Raumordnung, Bauwesen und Städte-
bau (BMBau) die als Band 3/1998 der Ma-
terialien veröffentlichte Expertise „Städte-
bauförderung und Ressourcenbünde-
lung“. 

Die Sanierungs- und Stadterneuerungs-
gebiete der siebziger und achtziger Jahre
wiesen bereits Merkmale von Benachteili-
gung und Belastung auf, die seinerzeit mit
dem Etikett „Rückständigkeit“ als Anlässe
zur Sanierung herangezogen wurden. Neu
an der gegenwärtigen Situation sind die
Größenordnung der Probleme und die In-
tensität der bereits vollzogenen oder ab-
sehbaren räumlichen Konzentration. Eine
besondere Hypothek der aktuellen Ent-
wicklung besteht nämlich darin, daß sich
die soziale Spaltung in Abhängigkeit von
Bodenwerten, Mietenniveaus, Milieus und

Images zunehmend in räumlichen Polari-
sierungen niederschlägt. Neu ist darüber
hinaus das Ausmaß an sozialem Konflikt-
stoff, der sich aus der Konzentration un-
terschiedlicher ethnischer Guppierungen
mit verschiedenen kulturellen Hintergrün-
den in den Stadtteilen ergibt. 

Als zentrale Aufgabe einer integrativen
Stadt(teil)entwicklung gilt es, das Entste-
hen von Belastungen und Benachteiligun-
gen zu verhindern, die aus einer spezifi-
schen Stadtstruktur resultieren, aus einem
gebietlichen Substandard, der mit Ver-
wahrlosung, Stigmatisierung und Unsi-
cherheit gekoppelt ist. Damit geht es nicht
nur wie bei der traditionellen Sanierung
defensiv und reaktiv um Stabilisierung und
Weiterentwicklung der lokalen Verhältnis-
se, sondern auch um die präventive Di-
mension der Aufgabe. Im Mittelpunkt ste-
hen Projekte, Maßnahmen und Organisa-
tionsmodelle zur Initiierung von längerfri-
stig sich selbst tragenden Entwicklungen,
das Stützen und Fördern vorhandener Ini-
tiativen, Hilfe zur Selbsthilfe, Motivation
zur Teilhabe an Entwicklungsprozessen im
Quartier und am Aufbau von Lebensper-
spektiven.

Zwei Quartierstypen zeichnen sich heute
als Gebiete mit besonderem Handlungs-
bedarf oder mit Entwicklungspriorität ab:
zum einen verdichtete innerstädtische 
– häufig gründerzeitliche – Altbauquartie-
re und zum anderen die überwiegend in in-
dustrialisierter Bauweise entstandenen
Neubausiedlungen der sechziger bis acht-
ziger Jahre. Beide Arten von Quartieren
fungieren zunehmend als Auffangareale
für Haushalte in sozial und ökonomisch
besonders angespannter Situation, für
durch Verdrängung vertriebene Haushal-
te, Migranten und Menschen mit proviso-
rischem oder unklarem Aufenthaltsstatus.

Vor allem Strategien auf Landesebene in
Nordrhein-Westfalen und Hamburg haben
in der Bundesrepublik für integrierte Stadt-
teilpolitik eine Vorreiterrolle übernommen.
Seit 1993 sind „Stadtteile mit besonde-
rem Erneuerungsbedarf“ ein herausgeho-
bener Handlungsschwerpunkt der Förder-
politik der Landesregierung Nordrhein-
Westfalen. In Hamburg wurde 1994 das
„Maßnahmenkonzept für eine soziale
Stadtentwicklung“ mit den Schwerpunk-
ten „Maßnahmen zur Armutsbekämpfung
in Pilotstadtteilen“ und „Sonderprogramm
Maßnahmen zur Armutsbekämpfung“ be-
schlossen. Als besondere Schwierigkei-

Städtebauförderung und
Ressourcenbündelung

Neuer Materialienband 
erschienen
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ten erweisen sich allerdings bisher die
Überwindung von Ressortegoismen, die
Angleichung der sektoral unterschiedli-
chen Förderkonditionen, der Einsatz flexi-
bilisierter und dennoch kontrollierter An-
trags-, Bewilligungs- und Abrechnungs-
verfahren.

Auf der Grundlage von drei – hinsichtlich
Ausgangssituation, Programmatik, Ver-
fahrensweisen und Durchführungsstand –
sehr unterschiedlichen Fallbeispielen der
Stadterneuerung sind im Rahmen der Di-
fu-Expertise bereits praktizierte und ge-
plante integrierte Maßnahmenkonzepte
und Bündelungsverfahren untersucht
worden, um daraus Thesen für den
ExWoSt-Schwerpunkt und Indikatoren zur
Auswahl von Modellvorhaben zu ent-
wickeln. Bei den untersuchten Gebieten
handelt es sich: 

■ mit Duisburg-Marxloh um ein gründer-
zeitliches Altbbauquartier mit den typi-
schen Merkmalen eines „Stadtteils mit 
besonderem Erneuerungsbedarfs“, in 
dem eine Vielzahl von Programmen 
und Förderungsmitteln zum Tragen 
kommt;

■ mit Leipzig-Grünau um eine Groß-
wohnsiedlung in Plattenbauweise, bei 
der es darum geht, neben Modernisie-
rungs- und Instandsetzungsmaßnah-

men vor allem potentiellen negativen 
Entwicklungen auch mit unkonventio-
nellen Maßnahmen wie dialogischen 
Planungsverfahren vorzubeugen;

■ mit Hannover-Linden um zwei Sanie-
rungsgebiete der ersten, gemäß Städ-
tebauförderungsgesetz durchgeführ-
ten Maßnahmengeneration und ent-
sprechenden Durchführungserfahrun-
gen, aus denen gegenwärtig Konse-
quenzen für zukünftige Erneuerungs-
verfahren gezogen werden.

Der neue ExWoSt-Schwerpunkt richtet
sich auf strategische Programme der inte-
grierten Stadtentwicklung mit baulich-
städtebaulichen, sozialen,ökonomischen,
ökologischen und kulturellen Handlungs-
feldern. Er ist für einen Zeitraum bis zum
Jahr 2002 geplant. Im Mittelpunkt stehen
innovative Ansätze zur programmati-
schen, förderungstechnischen und orga-
nisatorischen Bewältigung der vielschich-
tigen und gesellschaftspolitisch brisanten
Aufgabe Stadtteilentwicklung. Im Rahmen
des Schwerpunkts sollen integrierte An-
sätze in den Beispielquartieren unterstützt
werden, bei denen aufgrund von Verein-
barungen zwischen Land und Kommune
die für die Maßnahmen erforderlichen Mit-
tel über die Grenzen von Ressortzustän-
digkeiten hinaus zur Verfügung gestellt
werden können.

Weitere Informationen:
Dr.-Ing. Heidede Becker
Telefon: 030/39001-298
Telefax: 030/39001-269

Im dritten Quartal 1998 sind in der Difu-
Reihe „Seminarbegleitende Bibliographi-
en“ folgende Titel neu erschienen:

Stadt und Region, Stadtregion
Bibliographie zum Difu-Seminar „Stadt
und Region – Denkanstöße für mehr Ko-
operation”, 17. und 18. August 1998. Re-
cherche-Stichwörter: Kernstadt und Um-
landgemeinden, Stadtregion und Pla-
nungshoheit, Suburbanisierung, Flächen-
steuerung, Finanzknappheit und regionale
Ansprüche, Regionale Kooperation. 
100 S., Heft 8/98, Schutzgebühr 30,– DM.

Verwaltungsmodernisierung und Ver-
änderungsmanagement in Kommunen
und Staat
Bibliographie zur gemeinsamen Fachta-
gung des Deutschen Instituts für Urbani-
stik und der Bundesakademie für öffentli-
che Verwaltung „Zum Management von
Verwaltungsreformen”, 12. bis 14. Okto-
ber 1998. Recherche-Stichwörter: Verän-

derungsmanagement; Innovation und Ma-
nagement; Steuerung, Prozeß, Verfahren;
Organisationsentwicklung; Beschäftigten-
beteiligung; Expertenberatung; Verwal-
tungsreform in der Landes- und Bundes-
verwaltung, 116 S., Heft 9/98, Schutzge-
bühr  35,– DM.

Die „Seminarbegleitenden Bibliographi-
en“ bleiben aus Aktualitätsgründen nur für
kurze Zeit in einer kleinen Auflage lieferbar. 

Folgende Bibliographien sind zur Zeit
noch lieferbar: 

■ Controlling, Heft 4/98, 30,– DM,

■ Stadtmarketing, Heft 5/98, 30,– DM, 

■ Veränderungsmanagement, Heft 6/98,
35,– DM sowie

■ Städtebauliche Entwicklungsmaß-
nahmen, Heft 7/98, 30,– DM.

Seminarbegleitende 
Bibliographien

Weitere Informationen:
Dipl.-Ing. 

Heidrun Kunert-Schroth
Telefon: 030/39001-297
Telefax: 030/39001-275

E-Mail: kunert-schroth@difu.de

Bestellung:
siehe Bestellschein
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Für 1997 schrieb die Stiftung der deut-
schen Städte, Gemeinden und Kreise zur
Förderung der Kommunalwissenschaften
–  erstmals in Verbindung mit der Carl und
Anneliese Goerdeler-Stiftung – Prämien in
der Höhe von insgesamt 20 000,– DM in
fünf verschiedenen Themengruppen aus:
I. Kommunalpolitik und -verwaltung, Carl
Goerdeler-Preis; II. Kommunal -, Bau- und
Planungsrecht; III. Sozialpolitik, Kulturpo-
litik, neuere Stadtgeschichte; IV. Wirt-
schafts- und Finanzwissenschaften; V.
Räumliche Planung und Stadtbauwesen.

Es wurden kommunalwissenschaftlich be-
sonders wertvolle Abhandlungen gesucht
(insbesondere Dissertationen und Diplom-
arbeiten), die der Praxis der kommunalen
Selbstverwaltung in Deutschland neue Er-
kenntnisse vermitteln. Für jede der ausge-
zeichneten Arbeiten wurde ein Preis in
Höhe von 4 000,– DM vergeben.

Aufgrund der Begutachtung durch Exper-
tinnen und Experten des Deutschen Insti-
tuts für Urbanistik sowie im Einvernehmen
mit den kommunalen Spitzenverbänden
und der Carl und Anneliese Goerdeler-Stif-
tung wurden die folgenden fünf Wissen-
schaftler/innen mit je 4 000,– DM ausge-
zeichnet:

Ines Katenhusen
für ihre Dissertation „Kunst und Politik.
Hannovers Auseinandersetzungen mit der
Moderne in der Weimarer Republik”, Han-
nover 1997;

Philipp Kuhlmann-Schaefer
für seine Diplomarbeit „Analyse und Be-
wertung des Verkehrsablaufes auf geglie-
derten Fahrbahnen”, Hannover 1997;

Stephen Pielhoff
für seine Dissertation „Paternalismus und
Stadtarmut. Armutswahrnehmung und
Privatwohltätigkeit im Hamburger Bürger-
tum, 1830-1914”, Siegen 1997;

Klaus Ritgen
für seine Dissertation „Bürgerbegehren
und Bürgerentscheid“. Dargestellt am Bei-
spiel des § 26 der nordrhein-westfälischen
Gemeindeordnung”, Bonn 1997;

Stefan Zahradnik
für seine Dissertation „Das kommunale
Rechnungswesen. Bestandsaufnahme
und Reformbausteine”, Frankfurt 1997
(Carl Goerdeler-Preis);

Insgesamt wurden 37 Arbeiten zum Wett-
bewerb eingereicht. Davon fielen acht auf
die Themengruppe I, fünf auf die Gruppe
II, neun auf Gruppe III, sechs auf Gruppe
IV und neun auf Gruppe V. In der Gruppe
IV konnte keine prämienwürdige Arbeit er-
mittelt werden, so daß der dafür vorgese-
hene Preisbetrag der Themengruppe III
zugewiesen wurde.

Für 1998 wird eine neue Ausschreibung
durchgeführt. Informationen darüber kön-
nen beim Deutschen Institut für Urbanistik
angefordert werden.

Auszeichnung für fünf 
wissenschaftliche Arbeiten
Ergebnis der Kommunalwissenschaftlichen 
Prämienausschreibung 1997

Weitere Informationen:
Deutsches Institut für Urbanistik
– Prämienausschreibung –
Klaus M. Rarisch
Straße des 17. Juni 112
10623 Berlin
Telefon: 030/39001-233
Telefax: 030/39001-275
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Schriften des
Deutschen Instituts für Urbanistik

__Expl. Entscheidungsfelder städtischer Zukunft
Von Dietrich Henckel u.a.
1997. Bd. 90. 355 S., 56 Abb., 11 Tab.,
2 Übers., DM 78,–, ISBN 3-17-015037-5
Difu-Neuerscheinung im Verlag W. Kohlhammer
Bestellungen beim Verlag
Telefon: 0711/78 63-280
Telefax: 0711/78 63-430

Difu-Beiträge zur Stadtforschung
__Expl. Stadtmarketing – eine kritische Zwischenbilanz

Von Busso Grabow, Beate Hollbach-Grömig
1998. Bd. 25. 218 S., 36 Abb., 4 Tab.,10 Übers.
DM 52,–, ISBN 3-88118-252-7

__Expl. Kompakt, mobil, urban: Stadtentwicklungs-
konzepte zur Verkehrsvermeidung im 
internationalen Vergleich
Von Dieter Apel, Michael Lehmbrock u.a.
1998. Bd. 24. 491 S., 91 Abb.,112 Tab.,11 Übers.
DM 84,–, ISBN 3-88118-234-9

Umweltberatung für Kommunen
__Expl. Grün- und Freiflächen 

Anforderungen im Planungs- und 
Genehmigungsverfahren
Von Angela Brockmann, Rudolf Schäfer
1998. 125 S., Schutzgebühr DM 36,– 
(DM 20,– für Kommunen NBL)
ISBN 3-88118-266-7

__Expl. Klimaschutz durch Energiemanagement
Dokumentation des 3. Fachkongresses der kommuna -
len Energiebeauftragten in Saarbrücken 
am 23. und 24. Oktober 1997
Hrsg. von Annett Fischer, Carlo Kallen
1998. 328 S., Schutzgebühr DM 48,-
ISBN 3-88118-265-9

__Expl. Kommunale Wärmepässe
Dokumentation eines Seminars
Hrsg. von Annett Fischer, Carlo Kallen
1998. 90 S., Schutzgebühr DM 25,–
ISBN 3-88118-261-6

__Expl. Kommunales Energiemanagement
Einführung und Wegweiser zu Adressen, 
Zeitschriften, Literatur
Von Carlo Kallen, Jürgen Lottermoser
1998. 217 S., 14 Abb., 14 Tab., 6 Übers.
Schutzgebühr DM 36,– (DM 20,– 
für Kommunen NBL) ISBN 3-88118-253-5

Materialien

__Expl. Städtebauförderung und Ressourcenbündelung
Expertise zur Vorbereitung eines Forschungsfelds 
„Stadtteile mit Entwicklungspriorität” im 
Experimentellen Wohnungs- und Städtebau (ExWoSt)
Hrsg. von Heidede Becker, Thomas Franke u.a.
Bd. 3/98. 48 S., Schutzgebühr DM 10,– 
ISBN 3-88118-264-0

__Expl. Bürger – Politik – Verwaltungsreform
Dokumentation zweier gemeinsamer Fachtagungen des
Deutschen Instituts für Urbanistik und der Kommunalen
Gemeinschaftsstelle
Hrsg. von Anne Drescher, Birgit Frischmuth,
Paul von Kodolitsch
Bd. 2/98. 234 S., Schutzgebühr DM 45,–  
ISBN 3-88118-262-4

__Expl. Freiräume und Landwirtschaft im Ballungsraum
Hrsg. von Luise Preisler-Holl, Regine Scholz-Berg
Bd. 1/98. 161 S., Anhang, 4 Abb., 1 Tab., 1 Übers., 
6 Karten, Schutzgebühr DM 35,–  
ISBN 3-88118-257-8

Arbeitshilfen
__Expl. Das Verfahren zur Aufstellung eines 

Bebauungsplans
2. Auflage unter Berücksichtigung des novellierten 
Baugesetzbuchs 1998
Von Horst O. Taft, Marie-Luis Wallraven-Lindl
1998. 149 S., Schutzgebühr DM 45,– 
ISBN 3-88118-254-3

__Expl. Neuerungen im Baugesetzbuch 1998 – 
kommentiert für die Praxis
Von Arno Bunzel u.a.
1998. 186 S., mit Tips, Beispielen und Hinweisen 
zu Urteilen sowie Literatur
Schutzgebühr DM 52,–, ISBN 3-88118-250-0

Aktuelle Information
__Expl. Kommunales Handlungsfeld „IuK und neue Medien“

Von Busso Grabow, Erwin Riedmann
1998. 12 S., Schutzgebühr DM 10,–

Seminarbegleitende Bibliographien
❒ Verwaltungsmodernisierung 9/98 DM 35,–

❒ Stadt und Region, Stadtregion 8/98 DM 30,–
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